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StV 7 . 2016 I

Es reicht! – Die Causa B�hmermann

Am 31.03.2016 brachte der Satiriker B�hmermann in seiner Sendung »NEO MAGAZIN
ROYALE« u.a. ein Gedicht �ber den t�rkischen Pr�sidenten Erdoğan zu Geh�r. Was dann
folgte war bemerkenswert. Es �ußerten sich (ohne Anspruch auf Vollst�ndigkeit): Gef�hlt
alle Spitzenpolitiker, darunter die Kanzlerin, Heribert Prantl, der Kollege Klaus Staeck, Frank
�berall (Vorsitzender des Deutschen Journalistenverbandes), Yanis Varoufakis, Katja Rie-
mann, Mathias D�pfner (Vorstandsvorsitzender der Axel Springer SE) und viele andere und
nicht zuletzt (und besonders bedeutsam): Dieter Hallervorden und Thomas Fischer.

Der Fall ist interessant, der Fall ist wichtig: Es ist lange her, dass in Deutschland das letzte Mal
�ffentlich und engagiert �ber die Frage »Was darf die Satire?« (Tucholsky) gestritten wurde.
»Endlich« gibt es wieder einen Fall, der dazu n�tigt, die d�nne Linie genau zu bestimmen, die
zwischen erlaubter (und grundrechtlich gesch�tzter) Meinungs�ußerung und (strafbarer) Be-
leidigung verl�uft. »Endlich« gibt es wieder einen Fall, der auch derzeit die »�ffentlichkeit
wesentlich ber�hrende Fragen« (BVerfG) betrifft. Doch was geschah weiter? Anstatt dass ver-
suchtwurde,denBeitrag inseinerBedeutungzuerfassenund�berdie in ihmangesprochenen
FragenvonpolitischerBedeutungzudiskutieren,verengtesichdieBerichterstattungdaraufzu
suggerieren, es ginge allein um ein Gedicht aus Invektiven, was die eine Seite plakativ dahin
argumentieren ließ, die Verwendung solch’ beleidigender W�rter m�sse doch strafbar sein,
und die andere Seite laut aufschreien ließ, die Meinungs- und Kunstfreiheit seien in Gefahr.

Dabei sind die entscheidenden Fragen leicht zu formulieren und noch leichter von der
rechtspolitischen Frage nach der Abschaffung des § 103 StGB und der politischen Frage
nach der Erteilung der Verfolgungserm�chtigung zu trennen, denn das Programm ist klar:
Es kommt nicht darauf an, welche W�rter B�hmermann in dem Gedicht verwendete, son-
dern es muss die Frage beantwortet werden: »Wer hat was zu wem �ber wen in welchen
Zusammenhang gesagt?«, was selbstverst�ndlich einschließt, dass dies »werkgerecht« er-
folgt. Die entscheidenden Kriterien sind also:
j Der (außenpolitische) Gesamtzusammenhang, der hier nicht dargestellt zu werden

braucht, weil er immer noch relevant ist (Fl�chtlingsabkommen);
j der Ausgangspunkt des gesamten Beitrags war, dass Erdoğan Anstoß an einem zwei-

fellos erlaubten, herk�mmlichen und harmlosen Beitrag des Satiremagazins »extra 3«
nahm, den deutschen Botschafter einbestellen ließ und L�schung verlangte, wobei die
Absurdit�t seines Begehrens f�r jeden erkennbar wurde;

j die Person des Herrn B�hmermann und sein Œuvre, das seit geraumer Zeit insbeson-
dere im Hinblick auf die von ihm eingesetzten Stilmittel (Stichwort: Meta-Ebene) der
�ffentlichkeit bekannt ist;

j wasgesagt worden istund zwischenzeitlich hinl�nglichbekannt ist (und – trotz L�schung
– bis heute im Internet angesehen werden kann). Nur um gleich dem wesentlichen Miss-
verst�ndnis entgegen zu treten: Es geht nicht um einGedicht, sondern um den gesamten
Beitrag, in dem das Gedicht ein Element darstellte. Um gleich dem zweiten wesentlichen
Missverst�ndnis entgegen zu treten: Es geht auch nicht darum, ob Schimpfw�rter ver-
wendet worden sind.W�rter als solche sind nicht verboten, sondern immer nur ihre Ver-
wendung in einer bestimmten Art und Weise in einem bestimmten Zusammenhang
(oder, in Anlehnung an Wittgenstein: »Don’t look for the meaning, look for the use«).

Dass damit die Entscheidung wesentlich darauf zul�uft, wo man Erdoğan, der bereits ein-
mal Youtube und Twitter sperren ließ, auf einer gedachten Linie der Staatsoberh�upter von
der grundg�tigen K�nigin Elisabeth II. bis hin zum schurkenhaften Kim Jong-un einordnet,
macht die Sache rechtlich nicht schwieriger, sondern nur bedeutsamer. Es handelt sich
zuletzt um einen Beitrag f�r die �ffentlichkeit in den Medien. Damit braucht kein Kommu-
nikationsvorgang unter zwei Privatleuten nachgezeichnet zu werden, sondern nur, wie die
�ffentlichkeit den Beitrag auffassen durfte, wozu wir alle uns sachgerecht eine Meinung
bilden k�nnen, was die Entscheidungsfindung ob der zu erwartenden Reaktionen m�gli-
cherweise zus�tzlich erschwert.Trotzdem sollte die Staatsanwaltschaft Mainz endlich eine
Entscheidung treffen und das Verfahren einstellen. Es reicht!

Rechtsanwalt Dr. iur. Matthias Rahmlow, Duisburg
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